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Drucksache VI/2214 


Der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


Bonn-Bad Godesberg 1, den 24. Mai 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Aggressionen gegenüber behinderten Kindern 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgor dneten Burger, von Thadden, 
Dr. Götz, Maueber, Frau Griesinger, Frau Stommel und 
Genossen 

— Drucksache VI/1944 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


Eingaben von Eltern und Presseberichten zufolge steigert sich 
unter Schülern und Jugendlichen in erschreckendem Ausmaß die 
Neigung, Mitmenschen ihrer eigenen Altersgruppen, insbesondere 
diejenigen, die als „Behinderte" anzusprechen sind, zu belästigen 
und zu quälen, so daß die Bemühungen der damit befaßten Gre- 
mien um Eingliederung dieser Kinder und Jugendlichen in Gesell- 
schaft, Schule und Beruf gefährdet sind und die Behinderten das 
oft mühsam erworbene Zutrauen zu sich selbst wieder verlieren. 
Befragungen, auch von Schülern, sollen ergeben haben, daß noch 
immer erhebliche Vorurteile vor allem gegenüber geistig behin- 
derten Kindern bestehen, die diese Ablehnung oft schmerzhaft, zu 
spüren bekommen. 

1. Hat die Bundesregierung sich dieses Problems bereits ange- 
nommen und weiche Möglichkeiten sieht sie, hier Abhilfe zu 
schaffen? 


Die Anfrage geht davon aus, daß sich bei Schülern und Jugend- 
lichen in erschreckendem Ausmaß die Neigung steigere, Gleich- 
altrige, vor edlem Behinderte, zu belästigen und zu quälen. Die 
Bundesregierung kann diese Feststellungen auf Grund überein- 
stimmender Auskünfte von Institutionen, die die Rehabilitation 
Behinderter, insbesondere behinderter Kinder tragen, nicht be- 
stätigen. 

Zwar bestehen noch immer Vorurteile und Aversionen gegen- 
über Behinderten. Auf eine allgemeine aggressive Grundhal- 
tung kann hieraus jedoch nicht geschlossen werden; im Gegen- 
teil läßt sich feststellen, daß bei Kindern und Jugendlichen oft 
eine positivere Einstellung zum behinderten Menschen besteht 


Buchdruckerei P. Meier, 5205 St. Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drucksache VI/2214 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


dis bei Erwachsenen. Sofern im Einzelfall Aggressionen bekannt 
geworden sind, richten sie sich vornehmlich gegen leichter Be- 
hinderte. Mehrfach und schwerer Behinderten wird hingegen 
eher Teilnahme und Hilfe entgegengebracht. Im täglichen Le- 
ben vorkommende Taktlosigkeiten und Kränkungen junger 
Behinderter dürfen daher nicht verallgemeinert und vor allem 
nicht als Zeichen einer zunehmenden Verrohung unter Schülern 
und Jugendlichen gewertet werden. 

Die Bundesregierung hält den weiteren Abbau noch bestehen- 
der Aversionen für erforderlich. Sie hat daher diese Frage als 
besonderen Punkt in ihr Aktionsprogramm zur Förderung der 
Rehabilitation der Behinderten aufgenommen (Drucksache 
VI/ 896). Sie fördert zu diesem Zweck im Rahmen ihrer durch 
die Verfassung begrenzten Kompetenzen zentrale Behinderten- 
organisationen, die ihrerseits direkt oder durch ihr Wirken in- 
direkt Öffentlichkeitsarbeit leisten. Gefördert wurde insbeson- 
dere die Herausgabe von Aufklärungsschriften und Filmen. Ziel 
dieser Aktionen ist es vor allem, das Verständnis für die 
Schwierigkeiten und die jeweils bestehenden Eingliederungs- 
möglichkeiten zu wecken und zu verbessern. Es soll nicht auf 
Mitleid, sondern auf verständnisvolles und zweckmäßiges Ver- 
halten hingewirkt werden, auf den Abbau von Vorurteilen 
gegenüber den Behinderten. Angesprochen sind hierbei auch 
Kinder und Jugendliche der gleichen Altersstufen. Diese Auf- 
klärungsarbeit gilt auch den Behinderten selbst, die sich ihrer- 
seits auf eine verständnisvolle Begegnung mit dem Nichtbe- 
hinderten einstellen müssen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, im Hinblick auf die Bedeu- 
tung dieser Arbeit deren nachhaltige Förderung fortzusetzen 
und zu intensivieren. 


2 . Glaubt die Bundesregierung, der zunehmenden Verrohung der 
Jugend mit einer Autklärungsaktion großen Ausmaßes, die mit 
den Schwierigkeiten der Behinderten vertraut machen sollte, 
dieser Entwicklung wirksam entgegentreten zu können? 


Wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, fördert die Bundes- 
regierung im Rahmen ihres Aktionsprogramms bereits nach- 
haltig die Aufklärungsarbeit, um noch vorhandene Vorurteile 
gegenüber den Behinderten abzubauen. Der Auffassung, daß 
eine „zunehmende Verrohung der Jugend" gegenüber Behin- 
derten feststellbar sei, kann die Bundesregierung nach den ihr 
zugänglichen Unterlagen nicht folgen. 


Käte Strobel 
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